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Vorwort zur vierten Auflage 

Seit der völlig überarbeiteten dritten Auflage der "Einführung in das Da-
tenschutzrecht" sind erst knapp sechs Jahre vergangen. Dennoch sehen 
wir die Notwendigkeit, das Werk wiederum erheblich zu verändern und 
zu ergänzen. Die fortschreitende europäische Integration und die rasante 
Entwicklung neuer Technologien haben dazu geführt, dass die Daten-
schutzgesetze, insbesondere auch im Telekommunikations- und Medien-
bereich, umfassend novelliert worden sind. Vor allem aber hat sich ge-
zeigt, dass die technischen Veränderungen und die damit verbundenen 
Kontrollmöglichkeiten (z.B. Videoüberwachung, biometrische Kontroll-
verfahren, mobile Patientenüberwachung), aber auch der Einsatz techni-
scher Schutzmechanismen zur Stärkung der Eigenverantwortlichkeit des 
Menschen (Selbstdatenschutz) und der datenschutzfreundlichen Sicher-
heitsvorkehrungen in staatlichen und wirtschaftlichen Einrichtungen 
(Systemdatenschutz) erheblich an Bedeutung gewonnen haben. Der Da-
tenschutzbeauftragte der Max-Planck-Gesellschaft, Rainer W. Gerling, 
hat das langjährige Autorenteam Marie-Theres Tinnefeld/Eugen Ehmann 
in diesen und anderen Fragen intensiv beraten. Seine ständige Unterstüt-
zung und sein praxisbezogener Input (z.B. bei Anwendungen der Mobil-
kommunikation) waren außerordentlich wichtig. 

Das Werk versucht, mit wissenschaftlicher Gründlichkeit, jedoch auch 
praxisbezogen die neuen informationellen Strukturen in den europäischen 
Staaten und der Unternehmenswelt sowie deren Auswirkungen auf den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit, auf die IT-Sicherheit und das 
relevante Strafrecht darzustellen. Es bemüht sich gleichzeitig, den rechts-
kulturellen Kontext in verschiedenen Ländern einzubeziehen. In diesem 
Zusammenhang wird die Bedeutung selbstregulativer Elemente, insbe-
sondere im internationalem Datentransfer (z.B. im Verhältnis zu den 
USA) konkretisiert. Die neuen europäischen Strukturen, die zentrale Be-
deutung des datenschutzrelevanten Rechts des Europarats und der Euro-
päischen Union spielen auch hier eine wichtige Rolle. Das nationale deut-
sche Recht wird jeweils im Spiegel des europäischen Rechts anhand 
praktischer Fälle erläutert.  

Die Grundrechte auf Datenschutz und Informationsfreiheit schaffen 
Bedingungen für die Autonomie des Einzelnen und für freie Kommuni-
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kations- und Kooperationsverhältnisse, die gleichzeitig Voraussetzung 
einer offenen, lebendigen nationalen und europäischen Demokratie sind. 
Die veränderte Sicherheitslage seit dem 11. September 2001 hat es not-
wendig gemacht, unter anderem auch Fragen der Sicherheitsüberprüfung, 
der Rasterfahndung oder biometrischer Grenzkontrollen intensiver zu be-
handeln. 

Die gewandelte rechtliche und technische Lage sowie die Fülle der 
aktuellen Probleme haben das Buch wesentlich umfangreicher werden 
lassen. Wir meinten, dies in Kauf nehmen zu müssen, um ausreichende 
Orientierung zu bieten. Nur so kann das Werk möglichst viele praktisch 
relevante Fragen eines effektiven betrieblichen und behördlichen Rechts-
schutzes beantworten Die umfangreiche Literatur wird in Auswahl in den 
Fußnoten zitiert. Die benutzten Kommentare und Handbücher wurden in 
ein gesondertes Literaturverzeichnis aufgenommen. 

Wir möchten allen danken, die uns bei der Arbeit unterstützt haben. 
Frau Dipl.- Informatikerin Hedwig Brobeil hat im Auftrag des Verlags 
das Buch gesetzt. Wir danken ihr für die grafische Gestaltung der zahlrei-
chen Schaubilder und ihre nie erlahmende Geduld, die verschiedenen 
Fassungen, die durch die sich stetig ändernde Weltlage und Gesetzgebung 
notwendig wurden, immer wieder einzupassen. Herzlich dankbar sind wir 
auch Herrn Prof. Dr. Dr. Hubert Kaufhold für die sorgfältige und anre-
gende Durchsicht des I., II., IV. und V. Teils sowie Herrn Prof. Dr. Klaus 
Köhler für die redaktionelle Bearbeitung des VI. Teils. Besonderen Dank 
schulden wir auch dem Cheflektor des Verlags, Herrn Dipl. Volkswirt 
Martin Weigert, der die Herausgabe der Neuauflage mit Rat und Ver-
ständnis begleitet hat. 
 
 
 Marie-Theres Tinnefeld 
 Eugen Ehmann 
 Rainer W. Gerling 


